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Nach § 10 Abs. 3 der Tiroler Waldordnung 2005 hat die 

Landesregierung durch Verordnung landesweit 

einheitliche Hektarsätze für die Waldkategorien 

Wirtschaftswald, Schutzwald im Ertrag und Teilwald im 

Ertrag festzulegen. 

Dabei haben die Hektarsätze in Summe annähernd 33 % 

der im landesweiten Durchschnitt mit der Wahrnehmung 

der Aufgaben der Gemeindewaldaufseher jährlich 

verbundenen Kosten bezogen auf einen Hektar 

Waldfläche zu entsprechen. Die Festlegung der 

Hektarsätze erfolgt unter Bedachtnahme auf das über 40 

Dienstjahre gemittelte kollektivvertragliche Jahresgehalt 

eines Gemeindewaldaufsehers einschließlich der 

Lohnnebenkosten.

Zwischenzeitlich hat sich das kollektivvertragliche 

Jahresgehalt der Waldaufseher gegenüber dem der 

vorangegangenen Festlegung (Verordnung der 

Landesregierung vom 5. September 2023, VBl. Nr. 

89/2023) zugrunde gelegenen Jahresgehalt um mehr als 5 

% verändert. Vor diesem Hintergrund lagen die 

Voraussetzungen für die Anpassung der Hektarsätze vor 

und wurde von der Landesregierung am 17. September 

2024 die Verordnung, mit der einheitliche Hektarsätze als 

Grundlage für die Erhebung der Umlage zur teilweisen 

Deckung des jährlichen Personal‐ und Sachaufwandes für 

die Gemeindewaldaufseher festgelegt werden, 

beschlossen und wird diese demnächst im 

Verordnungsblatt des Landes Tirol kundgemacht.

Für die Tiroler Gemeinden hat dies folgende 

Auswirkungen:

Die bisher von den Gemeinden festgelegten 

Umlagesätze ändern sich nicht automatisch, zumal die 

entsprechenden Verordnungen der Gemeinden auf die 

Verordnung der Landesregierung vom 5. September 2023, 

VBl. Nr. 89/2023, und somit auf eine andere 

Rechtsvorschrift als die nunmehr von der Landesregierung 

beschlossene Verordnung, verweisen. Daher ist die 

Erlassung einer neuen Verordnung über die 

Festsetzung einer Waldumlage durch den Gemeinderat 

erforderlich. Diese muss einen Verweis auf die nunmehr 

beschlossene Verordnung der Landesregierung vom 17. 

September 2024 enthalten.
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Nach § 10 Abs. 7 der Tiroler Waldordnung 2005 entsteht 

der Abgabenanspruch jeweils mit dem Ablauf des Jahres, 

für das die Umlage erhoben wird. Daher sind die neuen 

Hektarsätze erstmals auf die Vorschreibung der Umlage 

für das Jahr 2025 anzuwenden, welche bis längstens 

Ende Mai 2026 zu erfolgen hat. 

Es ist somit erforderlich, dass die Gemeinden die 

Verordnung über die Festsetzung der Waldumlage noch im 

Jahr 2024 beschließen und kundmachen und dabei den 

Termin für das Inkrafttreten dieser Verordnung mit 1. 

Jänner 2025 festsetzen.

Wird die Verordnung über die Festsetzung der 

Waldumlage im heurigen Jahr nicht angepasst, so ist die 

Umlage weiterhin auf Basis der in der Verordnung VBl. Nr. 

89/2023 festgelegten Hektarsätze zu berechnen.

Wichtiger Hinweis:

Für die bis Mai 2025 vorzuschreibende Waldumlage für 

das Jahr 2024 gelten die in der Verordnung VBl. Nr. 

89/2023 festgelegten Hektarsätze.

Eine entsprechende Musterverordnung steht demnächst in 

der Gemeindeanwendung im Portal Tirol zur Verfügung.

40. 

Wichtige Hinweise zur Verordnungsprüfung für Verordnungen 
auf Grundlage der StVO

Gemeinden stehen regelmäßig vor der Herausforderung, 

Verordnungen auf Basis der Straßenverkehrsordnung 

(StVO) 1960 zu erlassen. Damit diese Verordnungen 

rechtssicher und ordnungsgemäß umgesetzt werden gibt 

es einige wesentliche Punkte zu beachten. Dieser Artikel 

soll als praktische Orientierungshilfe dienen.

Verordnungen, die etwa vom Gemeinderat der Gemeinde 

XY in einer Sitzung beschlossen werden, benötigen eine 

klare Promulgationsklausel. Diese sollte nicht nur den 

Beschluss des Gemeinderates (etwa vom XX.XX.XXXX) 

enthalten, sondern auch die rechtliche Grundlage, 

beispielsweise § 20 oder § 43 StVO 1960, eindeutig 

benennen.

Erforderlichkeit und Nachweis 

Bevor eine Verordnung erlassen wird, ist die 

Notwendigkeit durch ein geeignetes verkehrstechnisches 

Gutachten oder eine verkehrstechnische Stellungnahme 

zu belegen. In bestimmten Fällen, etwa bei Halte‐ und 

Parkverboten, kann dieser Nachweis auch durch einen 

Aktenvermerk der Behörde erfolgen.

Prüfung und Vorprüfung

Es wird ausdrücklich empfohlen, die Verordnung vor dem 

Gemeinderatsbeschluss bei der Abteilung Verkehrs‐ und 

Seilbahnrecht zur Vorprüfung einzureichen. Die 

Einreichung der Dokumente hat über die 

Formularanwendung im Portal Tirol zu erfolgen. So ist 

sichergestellt, dass die Verordnung allen rechtlichen 

Anforderungen entspricht und ohne Verzögerungen 

umgesetzt werden kann.

Kundmachung und Inkrafttreten 

Verordnungen, die auf der StVO 1960 basieren, müssen 

durch das Anbringen von Straßenverkehrszeichen oder 

Bodenmarkierungen bekanntgemacht werden. Erst mit 

dieser Kundmachung tritt die Verordnung in Kraft.

Gebührenpflichtige Kurzparkzonen 

Besonders wichtig ist es, bei der Regelung von 

gebührenpflichtigen Kurzparkzonen die richtigen 

rechtlichen Grundlagen zu beachten. Es ist nicht zulässig,

die Verordnung gemäß der StVO 1960 mit einer allfälligen 

Gebührenpflicht zu kombinieren. Hier sind zwei separate 

Verordnungen erforderlich: Die Verordnung der 

Kurzparkzone wird gem. § 122 TGO von der Abteilung 

Verkehrs‐ und Seilbahnrecht geprüft, während die 

Verordnung, mit welcher die Gebührenpflicht verordnet 

wird, von der Abteilung Gemeinden geprüft wird.

Hilfestellungen und Muster

Für weiterführende Informationen und hilfreiche Vorlagen 

stehen Verordnungsmuster in der RFG Schriftenreihe "Die 

Gemeinde und ihre straßenpolizeilichen Aufgaben" zur 

Verfügung. Selbstverständlich können Sie sich auch 
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jederzeit an die Abt. Verkehrs‐ und Seilbahnrecht 

wenden.

Mit einer gründlichen Vorbereitung und rechtzeitigen 

Prüfung Ihrer Verordnungen unterstützen Sie eine 

reibungslose und rechtssichere Umsetzung von 

Verkehrsregelungen in Ihrer Gemeinde. 

David Gstraunthaler

Abteilung Verkehrs‐ und Seilbahnrecht 
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41. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden September 2024
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42. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis September 2024
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VERBRAUCHERPREISINDEX
für Juli 2024

(vorläufiges Ergebnis)

Index der Verbraucherpreise 2020

Basis: Durchschnitt 2020 = 100

Index der Verbraucherpreise 2015

Basis: Durchschnitt 2015 = 100

Index der Verbraucherpreise 2010

Basis: Durchschnitt 2010 = 100

Index der Verbraucherpreise 2005

Basis: Durchschnitt 2005 = 100

Index der Verbraucherpreise 2000

Basis: Durchschnitt 2000 = 100

Index der Verbraucherpreise 96

Basis: Durchschnitt 1996 = 100

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Juni 2024

(endgültig)

124,0

134,2

148,6

162,7

179,8

189,2

247,4

384,5

674,9

859,9

862,8

Der Index der Verbraucherpreise 2020 (Basis: Jahresdurchschnitt 2020 = 100) für den 

Kalendermonat Juli 2024 beträgt 124,0 (vorläufige Zahl) und ist gegenüber dem Vormonat um 0,0 

Punkte (+ 2,9 % gegenüber dem Vorjahr) gestiegen. Siehe auch Statistik Austria 

https://www.statistik.at/fileadmin/pages/214/2_Verbraucherpreisindizes_ab_1990.ods
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Juli 2024

(vorläufig)

124,0

134,2

148,6

162,7

179,8

189,2

247,4

384,5

674,9

859,9

862,8
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